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USA Im Prozess um einen der
zerstörerischsten Brände in
der Geschichte Kaliforniens
lastet die Staatsanwaltschaft
dem Angeklagten vorsätzliche
Brandstiftung an. Er soll das
tödliche Palisades-Feuer am
1. Januar 2025 in Los Angeles
ausgelöst und später versucht
haben, Spuren zu verwischen.
Die Verteidigung zeichnete am
Mittwoch (Ortszeit) hingegen
das Bild eines Mannes, der al-
les getan habe, um das Feuer zu
stoppen. (AP)

Brandstiftung
in Los Angeles?

Valentina Reese

Als Derk Remmers das Tier bei
seinem Tauchgang vor Sizilien
sieht,weiss er sofort,womit er es
zu tun hat: das charakteristische
Aussehen, die Nase, die Grösse,
die Färbung. Das muss einWeis-
ser Hai sein. Der Taucher sucht
hastig denEinschaltknopf seiner
Kamera.Remmers und die ande-
renTaucher in seinemTeamzäh-
len zudenwenigenMenschen,die
jemals beim Gerätetauchen im
Mittelmeer diese Haiart zu Ge-
sicht bekommen haben.

Glauben habe er es nicht so
ganz können, sagt er nun, eini-
ge Wochen nach der Sichtung
am Telefon. Deshalb habe er, als
er nach dem Tauchgang zurück
ins Boot stieg, der Crewerst ein-
mal nur gesagt, dass er und sein
Team einen Hai gesehen hät-
ten, aber nicht,welche Art. Doch
die Aufnahmen, die später auch
Meeresbiologen vorgelegt wur-
den, lassen keinen Zweifel.

Mittelmeertouristinnen und
-touristen müssen wahrlich kei-
ne Angst haben, von einem Hai

gebissen zu werden. Schon des-
halb, weil Haiangriffe insgesamt
sehr selten sind.Für2025vermel-
det die International SharkAttack
File 65 unprovozierte Haiangrif-
feweltweit, davon endeten 9 töd-
lich. Für das Mittelmeer ist kein
einziger Haibiss registriert wor-
den. In europäischen Gewässern
leben zwar zahlreiche Haiarten,

doch gerade den grossen Räu-
bern begegnet man sehr selten:
DerWeisse Hai gilt in Europa als
vom Aussterben bedroht, ältere
Schätzungen gehen von weniger
als 250 geschlechtsreifen Tieren
imMittelmeer aus,wobei derBe-
stand sehr schwerzu erfassen ist.

Nicht zuletzt deshalb ver-
gleicht Remmers seine Begeg-

nung mit einem Lottogewinn.
Der Tauchprofi war Teil eines
Teams, das in der Strasse von
Sizilien bei einem Einsatz war,
um Geisternetze von einem
Schiffswrack zu bergen.

Als Geisternetze werden her-
renlose Fischernetze bezeich-
net, die im Meer herumtreiben
oder auf dem Meeresgrund lie-
gen – und dort zur Gefahr für
Fische und andere Meerestiere
werden. Organisationen wie die
HealthySeas Foundation, die So-
ciety for Documentation of Sub-
merged Sites und Ghost Diving
versuchen, solche Netze aus der
Tiefe zu holen – oft in technisch
anspruchsvollen Tauchgängen
weit vor der Küste.

Remmers und sein Team
tauchten gerade bei einem
Schiffswrack aus dem Zweiten
Weltkrieg, als sie den Hai zu
Gesicht bekamen.GeradeWracks
sind oft Anziehungspunkte für
Meerestiere. «Ich glaube, der Hai
war umgekehrt genauso über-
rascht von der Begegnung wie
wir», sagt Remmers. Der Fisch
sei entspannt an ihnen vorbei-

geschwommen, habe dann noch
einmal neugierig umgedreht –
und sei dann verschwunden.

Die Sichtung ist auch
wissenschaftlich wertvoll
Die Sichtung sei aber nicht nur
aussergewöhnlich, sondern auch
wissenschaftlich wertvoll, um
mehr überVerbreitung und Ver-
halten derWeissen Haie imMit-
telmeer zu verstehen, sagt Carlo
Cattano vom Sicily Marine Cen-
tre der Stazione Zoologica An-
tonDohrn in einerMedienmittei-
lung. «DerGrossteil unseresWis-
sens kommt aus Totfunden, die
Fischer entdeckt haben.»

Weisse Haie sind im Mittel-
meer selten geworden, weil sie
über Jahrzehnte immerwiederals
Beifang in der Fischerei starben.
Gleichzeitig kann sich dieArtwe-
gen ihrer späten Geschlechtsrei-
fe und geringen Fortpflanzungs-
rate nur sehr langsam erholen.
FürRemmers bleibt vor allemdie
Erinnerung an einen Moment,
«für den man sonst Jahrzehnte
taucht». Danach ging die Arbeit
am Schiffswrack weiter.

«Der Hai war so überrascht wie wir»
Mittelmeer Taucher entfernten Fischnetze von einem Schiffswrack vor Sizilien,
als einWeisser Hai auf sie zuschwamm.Warum diese Sichtung so besonders ist.

In europäischen Gewässern begegnet man den grossen Räubern
nur sehr selten: Ein Weisser Hai vor der Küste Südafrikas. Foto: Imago

Basketball US-Popstar
TaylorSwift (36,Mitte)
hatdieNewYorkKnicks
beimviertenNBA-
Finalspielmit einem
Wortwitz-T-Shirt
angefeuert.DieSängerin
sass indererstenReihe–
ineinemOberteilmit
demAufdruck«Stevie
Knicks».DerNamespielt
auf StevieNicks an,die
SängerinderRockband
FleetwoodMac.Taylors
Freundinnentrugen
ShirtsmitAufdrucken
wie«Knickelback»und
«KnickoleKidman».
DieNewYorkKnicks
holten indemspannen-
denSpiel einen
29-Punkte-Rückstand
aufund fuhren ihren
drittenSieggegendie
SanAntonioSpurs ein.
NureinweitererSieg
trennt sienochvom
Meistertitel. (DPA)
Foto: Al Bello (AFP)

Taylor Swift flippt bei historischemKnicks-Sieg aus

Hape Kerkeling (61) schliesst gar
nichtsmehraus.Bereitsmehrals
30’000Menschen haben in einer
Onlinepetition für den Komiker
als neuen deutschenBundesprä-
sidenten gestimmt. Nach ihrem
Willen sollten sich die Fraktions-
vorsitzenden der Parteien dafür
einsetzen, dass Kerkeling 2027
zumNachfolgervonFrank-Walter
Steinmeier (70) gewählt wird. Es
brauche «eine Persönlichkeit, die
unser Landwürdig repräsentiert
und gesellschaftlichen Zusam-
menhalt stiftet», heisst es in der
Petition ganz ernsthaft.Kerkeling
sei einewichtigemoralische Ins-
tanz,das habe erzumBeispielmit
seiner Rede in der Gedenkstätte
Buchenwald im April bewiesen.
GegenüberRTLerklärteKerkeling
während einer Preisverleihung
am Kinofest in Lünen: «Nach all
dem, was in der Welt geschieht,
und wenn ich mir angucke, wer
so an der Spitze von Nationen
steht – ich schliesse nichts mehr
aus.» In seiner Politsatire «Horst
Schlämmer – Isch kandidiere!»
von 2009 wollte seine wohl be-
kannteste KunstfigurSchlämmer
(Bild), ein schmieriger Journalist,
Bundeskanzlerwerden.

Nicholas Galitzine (31) bemüht
sich um Distanz zu seiner Rolle.
Der He-Man-Darsteller im Film
«Masters of the Universe», der
zurzeit auch bei uns in den Ki-
nos läuft, betonte gegenüber der
«Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung», dass für ihn maskuline
Attribute ebenso zumMännlich-
keitsbild gehörten wie eher wei-
che und zarte Seiten. Obwohl er
schon als Jugendlicherein passio
nierterRugbyspielergewesen sei,
habe er sich doch nie mit do-
minantem männlichem Geha-
be identifizieren können, mein-
te der sehr muskulöse Action-
darsteller: «Ich war eher geprägt
vondenvielenweiblichenVorbil-
dern im Alltag.» Prägend sei für
ihn etwa gewesen, während der
Schulzeit zeitweilig als einziger
Junge in einer Klasse mit Mäd-
chen gewesen zu sein: «Solche
Erfahrungenhabenmich einfühl-
samerundklügerwerden lassen.»
Zudem schnitze er gern Schach-
figuren und pflege «Hobbys wie
ein alterMann», so derBrite. (red)
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Scheinwerfer

USA Der frühere Hip-Hop-Star
Sean «Diddy» Combs sieht sich
erneut mit schweren Vorwür-
fen konfrontiert, wie CNN be-
richtet. Ein ehemaliger Kinder-
schauspieler beschuldigt den
Musikmogul, ihn als Minder-
jährigen sexuell missbraucht zu
haben, wie aus einer in Kalifor-
nien eingereichten Klage her-
vorgeht. Laut Klageschrift soll
Combs ihn bei einer Veranstal-
tung in den Hollywood Hills in
einenNebenraumgeführt haben.
Dort habe er ihm Alkohol an-

geboten und ihn anschliessend
sexuell missbraucht.

Combs ist derzeit im Gefäng-
nis. Ein Gericht in New York
sprach ihn schuldig, zwei Frauen
über Staatsgrenzen hinweg zur
Prostitution transportiert zu ha-
ben. Dafür wurde er zu mehr als
vier JahrenHaft verurteilt. Combs
hat Berufung eingelegt. Unab-
hängig davon ist erweiterhinmit
zahlreichen Zivilklagen wegen
mutmasslicher sexueller Über-
griffe konfrontiert. Er weist alle
Anschuldigungen zurück. (red)

Sexueller Missbrauch: Sean Combs
mit neuen Vorwürfen konfrontiert

Neues Gesetz Kanada will Kinder
besser vor Gefahren in sozialen
Medien schützen. Ein Gesetzes-
entwurf, der am Mittwoch ein-
gebracht wurde, könnte ein Ver-
bot von Social-Media-Konten für
Kinder unter 16 Jahren zur Folge
haben, es sei denn,dieUnterneh-
menkönnennachweisen,dass sie
für Sicherheit auf ihren Plattfor-
men sorgen können. «Wir lassen
unsereKinder imStich.Es reicht»,
sagte Kulturminister Marc Mil-
ler. Es brauche grundlegenden
Schutz. Der Gesetzesentwurf er-

fasst mehrere Arten schädlicher
Inhalte,etwasolche,dieKinderzur
Selbstverletzungverleiten, zuGe-
walt anstacheln oder Hass schü-
ren, sowie intime Bilder, die ohne
Zustimmung verbreitet werden.

Andere Länder, darunterAus-
tralien,Brasilien und Indonesien,
haben bereits altersbezogene Be-
schränkungen eingeführt oder
angekündigt. Grossbritannien,
Frankreich, Spanien, Dänemark,
Thailand und Südkorea prüfen
oder entwickeln ähnliche An-
sätze. (AP)

«Es reicht»: Jetzt erwägt auch Kanada
Social-Media-Verbote für Kinder
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BaselStadt Land Region

Sebastian Schanzer

Es war eine verunsichernde
Nachricht,welche die Basler Be-
völkerung vor gut drei Jahren er-
reichte: Im Januar 2023 drangen
Hacker in das System des Er-
ziehungsdepartements (ED) ein,
entwendeten teils sensible Daten
von Kindern und Lehrpersonen
und veröffentlichten diese nach
einem Erpressungsversuch im
Darknet. Der Angriff war mög-
lich, da veraltete Infrastrukturen
während einer Systemmigration
genutzt wurden und – trotz frü-
herer dringender Empfehlungen
der Finanzkommission – keine
Mehrfachauthentifizierung ein-
geführt worden war.

Die Geschäftsprüfungskom-
mission des Grossen Rats (GPK)
forderte im darauffolgenden Jah-
resbericht, dass die gesamtkan-
tonale IT-Sicherheitsarchitektur
gestärkt werden solle. «Dazu
sind die diesbezüglichen perso-
nellen Ressourcen bei IT BS zu
stärken und die entsprechenden
Stellen so attraktiv auszustatten,
dass genügend in Bezug auf Cy-
bersecurity kompetente Ange-
stellte gewonnen respektive ge-
haltenwerden können», hiess es
im damaligen Bericht.

Massiver Anstieg
an externemPersonal
Die IT BS ist die zentrale Infor-
matikdienststelle des Kantons.
Ihre Hauptaufgabe liegt darin,
die kantonale Verwaltung mit
sicheren und zuverlässigen IT-
Dienstleistungen zu versorgen.
Mit zuverlässiger Regelmässig-
keit findet sie seit Jahren Erwäh-
nungen in den Berichten derGe-
schäftsprüfungskommission.

Die GPK scheint bezüglich ih-
rer Angestellten auch heute alles
andere als zufrieden zu sein mit
den Entwicklungen seit dem Ha-
ckerangriff. Im gestern veröffent-
lichten Bericht zum vergangenen
Jahr moniert die Kommission ei-
nen massiven Anstieg an exter-
nemPersonal: 172 Spezialistinnen
und Spezialisten von extern sei-
en 2025 imEinsatz gewesen – ein

Anstieg um rund 30 Prozent ge-
genüber demVorjahr.Gewünscht
hätte man sich aber mehr direkt
vomKanton angestelltes Fachper-
sonal insbesondere imoperativen
Bereich – also jenseits der vielen
Spezialprojekte im IT-Bereich –,
wo im Berichtsjahr insgesamt
72 Externe arbeiteten.

Über die Gründe für diesen
Anstieg kann selbst die GPK bis-

lang nur spekulieren. Will man
so möglicherweise die bewillig-
ten Stellenprozente umgehen?
Fehlen den regulär Angestellten
wegen Überalterung gewisse IT-
Kompetenzen? Oder geht es dar-
um, Lohnkosten zu sparen? Of-
fenbar hat die Kommission ent-
sprechende Informationen des
Finanzdepartements nicht erhal-
ten. Auch über die genauen Tä-

tigkeiten dieser Externen steht
im Bericht keinWort.

Der Kanton habe ein starres
Lohnsystem und IT-Fachkräfte
ihren Preis, gab Christophe Hal-
ler (FDP) an der Präsentation des
GPK-Berichts zu bedenken.Es sei
denkbar, dass man über externe
Anbieter zu guten Fachleuten
komme. Grund zur Sorge berei-
ten der GPK jedenfalls die damit

verbundenen Risiken für den in-
ternen Know-how-Transfer oder
mögliche Interessenkonflikte des
externen Personals.

Der Kanton könnte sich so
auch in eine langfristige Abhän-
gigkeit von externen Anbietern
begeben, ergänzte GPK-Präsi-
dent Tim Cuénod. Es sei eben
besser, wenige sehr gut bezahl-
te Spezialisten in den eigenen
Reihen zu haben – zumal auch
die Aufstockung durch externes
Personal zu einer Budgetüber-
schreitung beim Sach- und Be-
triebsaufwandvon 5,3Millionen
Franken geführt hat.

«Stringente Back-up- und
Exit-Strategie» gefordert
Die GPK fordert nun, die exter-
nenDienstleistungen bei derAb-
teilung IT BS zu überprüfen, um
diewachsendeAbhängigkeit von
externen Anbietern im operati-
ven Betrieb zu reduzieren.

Eine drohende Abhängigkeit
und Sicherheitsmängel befürch-
tet die GPK derweil auch beim
Gang der Basler Verwaltung in
die Microsoft-365-Cloud. Die
Basler Datenschutzbeauftragte
präzisierte gegenüber der GPK
ihre diesbezügliche Kritik, die sie
bereits im April 2025 nach dem
Regierungsratsentscheid geäus-
sert hatte. Problematisch sei aus
ihrer Perspektive, wenn beson-
dere Personendaten – unter an-
derem Steuer- und Gesundheits-
daten – in einer US-amerikani-
schen Cloud gespeichertwürden.
Die GPK fordert deshalb drin-
gend eine «stringente Back-up-
und Exit-Strategie», um zu ver-
hindern, dass der Kanton in
eine irreversible Abhängigkeit
von Microsoft gerate.

Immermehr externe Spezialisten:
Politik befürchtet Verlust von Know-how
Nach IT-Pannen Statt eigenes Personal anzustellen, setze Basel-Stadt auf Fachleute von ausserhalb –mit Millionenkosten
und Sicherheitsrisiken. Die GPK warnt zudem vor dem Gang in die Microsoft-Cloudmit sensiblen Daten.

Nach dem Hackerangriff auf das Erziehungsdepartement forderte die GPK mehr spezialisierte IT-Angestellte in Basel. Symbolfoto: TDG

Die Geschäftsprüfungskommis-
sion (GPK) des Basler Grossen
Rats deckt in ihren Jahresberich-
ten jeweilsMissstände und Kuri-
ositäten in derBaslerVerwaltung
auf. Eine Zusammenstellung aus
dem knapp 80-seitigen Bericht.

—Alte Hauptpost:Was tun
mit der Dachterrasse?
Der Umzug des Präsidialdepar-
tements in die alte Hauptpost
gibt auch in der GPK zu reden.
Schon die Finanzkommission
kritisierte, dass die Mietkosten
von 815’000 Franken pro Jahr
für die obersten Stockwerke hö-
her ausfallen als für die bishe-
rigen vier Standorte. Die Mehr-
kosten von rund 35’000 Franken
pro Jahr würden jedoch durch
Synergieeffekte wie etwa tiefe-
re Kosten für Reinigung, Miete
von Gerätschaftenwie Druckern
oder auch Kücheninfrastruktur
wieder eingespart, argumentier-
te das Departement von Regie-
rungspräsident Conradin Cra-
mer. Die GPKwill dies aber nicht
einfach so glauben und fordert
die Regierung auf, nach einem
vollen Betriebsjahr zu belegen,
ob die Synergieeffekte dieMehr-
kosten tatsächlich decken.

Cramer räumte aber nun offen-
bar gegenüber der GPK ein, dass
sein Departement die Dachter-
rasse gar nicht unbedingt be-
nötige. Sie sei «einfach Teil des
Pakets», wird er zitiert. Pikant:
Offenbar weiss das PD noch
gar nicht so genau, wie man
die angemieteten Räumlichkei-
ten füllen soll: «Die Raumnut-
zungsplanungen für das oberste
Stockwerk seien noch nicht ab-
geschlossen», heisst es im Be-
richt. Die GPK fordert nun die
Vorlage eines Betriebskonzepts
für das 5. Obergeschoss.

—Kanton gibt immermehr
Geld für Büromieten aus
Die Mietausgaben des Kantons
seien in den letzten Jahren mar-
kant angestiegen, stellt die GPK
mit einem gewissen Unmut fest.
«Insbesondere seit 2022 ist es zu
einem starken Anstieg der Aus-
gaben für Anmietungen um fast
20 Millionen Franken gekom-
men», heisst es in dem Bericht.
Die Kosten stiegen sowohl bei
«internen» Anmietungen (also
wennÄmter sich in kantonseige-
nenGebäuden einquartieren) als
auch bei externen. Die GPK for-
dert deshalb eine «umfassende

Analyse» derUrsachen fürdiesen
Anstieg. Auch soll die Regierung
«verschiedeneOptionen» prüfen,
umdas «Ausgabenwachstum für
Anmietungen» zu beschränken.

—Barbershops und andere
Geldwäschebetriebe operieren
unbehelligt
Die Bundespolizei (Fedpol) führt
ein eigenes Projekt «Barbershop»
in Zusammenhangmit Bekämp-
fung von Geldwäscherei. Soge-
nannte Fassadenbetriebe, deren
Umsatz in keinemplausiblenVer-
hältnis mit dem beobachteten
Kundenaufkommen steht, dienen
der Geldwäsche. Das Phänomen
ist schweizweit bekannt und be-
trifft unter anderemBarbershops,
Nagelstudios oderQuartiercafés.
In Basel wird in diesem Zusam-
menhang kein einziges Ermitt-
lungsverfahren bei der Staatsan-
waltschaft geführt,wie die GPK in
Erfahrung gebracht hat.

Das erstaunt: Gemäss der
Polizeilichen Kriminalstatistik
gingen im Jahr 2025 insgesamt
134 Anzeigen wegen Verdachts
auf Geldwäscherei ein. Der Ver-
gleich mit den Vorjahren zei-
ge überdies eine markante Zu-
nahme, seit 2019 haben sie sich

fast verdreifacht. Die Strafver-
folgungsbehörden haben dar-
auf jedoch nicht reagiert. Eine in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit
zwischen Steuerverwaltung, Ge-
werbepolizei, Mehrwertsteuer-
Kontrollen und Staatsanwalt-
schaft – analog dem BernerMo-
dell – existiert ebensowenigwie
eine Geldwäscherei-Taskforce,
wie sie der Kanton Zürich hat.
Die Abteilung Wirtschaftsdelik-
te der Basler Staatsanwaltschaft
tauscht sich über dieses Thema
nicht einmal systematisch aus
mit der Kantonspolizei.

Basel sei ein «Eldorado für
Wirtschaftskriminelle», sagte
Anwalt Christoph Dumartheray
unlängst gegenüber dieser Re-
daktion.Die GPKkann dieseAus-
sage nicht entkräften und for-
dert sowohl die Schaffung einer
interdisziplinären Struktur zur
Bekämpfung von Geldwäscherei
über Fassadenbetriebe als auch,
dass die Staatsanwaltschaft im
kommenden Jahresbericht Re-
chenschaft über ihre Tätigkei-
ten in diesem Deliktfeld ablegt.

—Straftäter entgehen
dem Gefängnis –weil Stawa
zuwenig Personal hat

Die Personalsituation bei der
Basler Staatsanwaltschaft dürf-
temanche Straftäter ganz beson-
ders freuen: Anstatt einer unbe-
dingten Gefängnisstrafe erhalten
sie deswegen nur eine Geldstra-
fe. Der Grund: Das Gesetz sieht
vor, dass perStrafbefehl nurdann
eine zu verbüssende Freiheits-
strafe ausgesprochen werden
darf,wenndie Staatsanwaltschaft
zuvor mit dem Angeklagten eine
Einvernahme durchgeführt hat.
Aus Ressourcengründen sei dies
jedoch nur in einem Viertel der
betroffenen Fälle möglich ge-
wesen. Um dem Gesetz Genüge
zu tun, habe die Staatsanwalt-
schaft daherdie Strafen systema-
tisch an die Ressourcenlage ange-
passt: «Wereigentlich eine zuver-
büssende Freiheitsstrafe erhalten
sollte, erhält eine Geldstrafe,weil
die Einvernahme nicht durchge-
führt werden kann», heisst es im
Bericht.

Die GPK kritisiert dieses Vor-
gehen als «rechtsstaatlich pro-
blematisch». Zwar werde for-
mal kein Prozessrecht verletzt,
jedoch werde eine Bundesnorm
durch die systematische Absen-
kung der Sanktion umgangen.
Die GPK empfiehlt der Staats-

anwaltschaft, im Jahresbericht
jeweils auszuweisen, wie viele
Straftäter aufgrund des Ressour-
cenmangels milder als vorgese-
hen bestraft worden sind. Alter-
nativ solle die Behörde zusätzli-
che Stellen beantragen.

—Umsetzung des
Behindertengesetzes
wird massiv teurer
Das Behindertengesetz schreibt
vor, dass ÖV-Haltestellen so um-
zubauen seien, damit Menschen
mit körperlichen Beeinträchti-
gungen diese selbstständig nut-
zen könnten. In Basel-Stadtwur-
den in den letzten Jahren deshalb
Kaphaltestellen errichtet. Der
Grosse Rat bewilligte dafür ur-
sprünglich 30Millionen Franken.
Dieser Betrag sei bis Ende 2028
ausgeschöpft, heisst es im GPK-
Bericht. Das reicht jedoch nicht,
um alle Massnahmen umzuset-
zen.DieVerwaltung schätzt, dass
sich die Gesamtkosten auf bis zu
60 Millionen Franken verdop-
peln könnten.DieMehrausgaben
müssenwiederumvomGrossen
Rat bewilligt werden.

Oliver Sterchi, AlexanderMüller
und Lukas Hausendorf

Cramerweiss gar nicht, was ermit der Dachterrasse bei der Hauptpost anstellen soll
Überforderte Beamte, Geldwäscheparadies Der Bericht der Geschäftsprüfungskommission enthüllt Mängel in der Basler Verwaltung.


